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Rundschreiben 01/2022  
Lieferengpässe und Preissteigerungen wichtiger Baumaterialien als Folge des Ukraine-
Kriegs 
 
Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
aufgrund des Krieges in der Ukraine und der in der Folge verhängten weltweiten Sanktionen ge-
gen Russland sind die Preise vieler Baustoffe zum Teil extrem gestiegen, zudem kommt es zu 
erheblichen Lieferverzögerungen.  
 
Dies stellt derzeit insbesondere die Bauwirtschaft und das Baugewerbe, das im Land Bremen 
vielfach Kleinst- und kleine Unternehmen umfasst, vor enorme Herausforderungen.  
Erhebliche Preissteigerungen sind derzeit v.a. bei Stahl und Stahllegierungen, Aluminium, Kup-
fer, Erdölprodukten (Bitumen, Kunststoffrohre, Folien und Dichtbahnen, Asphaltmischgut), Epo-
xidharzen, Zementprodukten, Holz und gusseisernen Rohren festzustellen. Auch weitere Bau-
stoffe können jedoch betroffen sein. 
 
Diese Entwicklungen wirken sich auch auf öffentliche Bauaufträge aus, bei denen Zeitpläne und 
Budgetrahmen bedroht werden. Bei neuen Aufträgen ist mit deutlichen Verzögerungen aufgrund 
fehlender Angebote und / oder höheren Kosten zu rechnen.  
 
Um die hieraus entstehenden Risiken bei der Vergabe und der Umsetzung von Bauvorhaben 
der öffentlichen Auftraggeber im Land Bremen zwischen den Auftraggebern und den Unterneh-
men ausgewogen zu verteilen, sollen die nachstehend beschriebenen Maßnahmen im Rahmen 
des Vergabeverfahrens, bzw. bei der Vertragsdurchführung für öffentliche Bauaufträge im Land 
Bremen getroffen werden.  
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Diese Maßnahmen lehnen sich eng an das Schreiben des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen (BWI7-70437/9#4) vom 25.03.2022 (siehe Anlage) für die 
Vergabestellen des Bundes an.  
 
Ab dem Zeitpunkt der Versendung dieses Rundschreibens sind daher die nachfolgend be-
schriebenen Maßnahmen im Rahmen von Vergabeverfahren und bestehenden Verträgen für 
öffentliche Bauaufträge zu prüfen:  
 
1) Neu einzuleitende Vergabeverfahren  
a) Stoffpreisgleitklauseln für Bau- und für Betriebsstoffe  
 
Es ist zu prüfen, ob für Stoffe/Stoffgruppen, die aktuell besonders von Materialpreisstei-
gerungen betroffen sind, eine Stoffpreisgleitklausel zu vereinbaren ist, um ein besonders 
hohes Wagnis für die Unternehmen bei Vereinbarung fester Preise ausschließen, bzw. minimie-
ren zu können.  
 
Hat der öffentliche Auftraggeber begründete Anhaltspunkte dafür, dass dies auch über die vor-
stehend aufgelisteten Stoffe/Stoffgruppen hinausgehend, bzw. davon abweichend der Fall ist, 
können auch andere/weitere Stoffe/Stoffgruppen als die oben aufgeführten nach den folgenden 
Maßgaben behandelt werden. 
 
Bei der Vereinbarung einer Stoffpreisgleitklausel in den Vergabeunterlagen kommt das Form-
blatt 225 aus dem Vergabehandbuch des Bundes (VHB) zur Anwendung; dieses ist ebenso wie 
die dazu vorliegende Richtlinie auf der Internetseite https://fastforms.de/bremen 
abrufbar. 
 
Die öffentlichen Auftraggeber orientieren sich hier an dem vom Bundesministerium für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen in dem anliegenden Schreiben sowie dem zugehörigen Hin-
weisblatt dargestellten Vorgehen. 
 
Die Vereinbarung einer Stoffpreisgleitklausel ist demnach dann zulässig 

- wenn der Zeitraum zwischen Angebotsabgabe und Lieferung bzw. Fertigstellung einen 
Monat oder mehr beträgt    und 

- der Stoffkostenanteil mindestens ein Prozent der geschätzten Auftragssumme be-
trägt. 

 
Im Formblatt 225 sind in diesem Fall alle Stoffe, die der Preisgleitung unterworfen werden sol-
len, mit ihren Ordnungsziffern (LV-Positionen), der entsprechenden GP-Nummer, einem Basis-
wert 1 inkl. Zeitpunkt seiner Ermittlung und der jeweilige Abrechnungszeitpunkt (Einbau, Liefe-
rung oder Verwendung) einzutragen. 
 
Sind für die Festlegung des Basiswertes 1 von einschlägigen Händlern oder aus anderen öffent-
lich zugänglichen seriösen Branchenquellen keine Preisangaben zu erhalten, ist der Basiswert 
aus Angeboten vorausgegangener Ausschreibungen oder aus Erfahrungswerten festzulegen 
und ggf. mit einem Sicherheitsaufschlag zu versehen. Erforderlichenfalls kann der Basiswert 
aufgrund neuerer Erkenntnisse im Verlauf des Vergabeverfahrens angepasst werden. 
 
 
 
 
 

https://fastforms.de/bremen


 - 3 - 

Bei maschinenintensiven Gewerken kann eine Stoffpreisgleitklausel für Betriebsstoffe 
vereinbart werden, wenn die beiden nachfolgend genannten Voraussetzungen erfüllt sind: 
 

- die Vertragsunterlagen sind so aufgestellt, dass sie sich für die indexbasierte Preis-
gleitung eignen (eigene Ordnungsziffer)    und 

 
- der Wert der Betriebsstoffe übersteigt ein Prozent der geschätzten Auftragssumme. 

 
  
Für die öffentlichen Bauaufträge, für die die Vergabeverfahren nach dem HVA durchgeführt wer-
den, steht entsprechend das Formblatt 141 zur Verfügung, das ebenfalls auf der Internetseite 
https://fastforms.de/bremen abrufbar ist.  
 
Es wird empfohlen, das dem anliegenden Schreiben des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen als Anlage beigefügte Dokument „Hinweis zur Wirkungsweise 
der Stoffpreisgleitklausel“ zur Erläuterung Ihren Vergabeunterlagen beizufügen.  
 
b) Vertragsfristen  
 
Soweit dies für die öffentlichen Auftraggeber terminlich möglich ist, sollten bereits bei Einleitung 
des Vergabeverfahrens Vertragsfristen vorgesehen, bzw. ermöglicht werden, die die derzeitigen 
Lieferengpässe für bestimmte Bauprodukte/Baumaterialien berücksichtigen.  
 
c) Vertragsstrafen  
 
Auf die Nichteinhaltung von Vertragsfristen bezogene Vertragsstrafen sollen vom öffentlichen 
Auftraggeber nur im begründeten Ausnahmefall vorgesehen werden.  
 
 
2) Laufende Vergabeverfahren  
a) Änderung der Vergabeunterlagen im Zeitraum vor Ende der Angebotsfrist  
 
Soweit sich bereits eingeleitete Vergabeverfahren noch im Zeitraum vor Ablauf der Angebotsfrist 
befinden, überprüft der öffentliche Auftraggeber noch einmal, ob in dem betreffenden Verfahren 
gemäß den Ausführungen unter Ziffer 1) gegebenenfalls Stoffpreisgleitklauseln, geänderte Ver-
tragsfristen oder andere Regelungen zu Vertragsstrafen wegen Überschreitung von Vertragsfris-
ten zu vereinbaren sein könnten.  
Erforderlichenfalls sind die Vergabeunterlagen, so weit dies im konkreten Fall möglich ist, unter 
entsprechender Verlängerung der Angebotsfrist durch Aufnahme einer Stoffpreisgleitklausel o-
der/und einer geänderten Regelung zu Vertragsfristen oder/und einer geänderten Regelung zu 
Vertragsstrafen bei Überschreitung von Vertragsfristen abzuändern. 
  
b) Umgang mit Bieteranfragen zu Stoffpreisgleitklauseln, Vertragsfristen, Vertragsstrafen 
  
Bieteranfragen mit dem Inhalt, ob in dem betreffenden Vergabeverfahren Stoffpreisgleitklauseln 
vereinbart werden könnten oder ob Vorgaben zu Vertragsfristen und/oder Vertragsstrafen bei 
Überschreitung von Vertragsfristen geändert werden könnten, sind gemäß Ziffer 1 zu prüfen.  
Gegebenenfalls sind entsprechende Änderungen der Vergabeunterlagen unter Anpassung der 
Angebotsfrist vorzunehmen. 
  
 
 
 
 

https://fastforms.de/bremen
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c) Änderung der Vergabeunterlagen im Zeitraum nach Angebotsöffnung  
 
Im Zeitraum nach Angebotsöffnung prüft der öffentliche Auftraggeber im Einzelfall und in Anse-
hung der Tatsache, dass Angebote eingegangen sind, ob es seitens des öffentlichen Auftragge-
bers als notwendig angesehen wird, dennoch eine Änderung der Vergabeunterlagen durch Auf-
nahme einer Stoffpreisgleitklausel und/oder durch eine Änderung von Vertragsfristen und/oder 
durch Änderungen zu Regelungen über Vertragsstrafen bei Überschreitung von Vertragsfristen 
herbei zu führen.  
Ist dies der Fall, müsste in diesem Zuge eine Rückversetzung des laufenden Vergabeverfahrens 
in den Zeitpunkt vor Angebotsabgabe erfolgen. 
 
3) Bestehende Verträge  
a) Wegfall der Geschäftsgrundlage 
  
Eine Störung der Geschäftsgrundlage kann grundsätzlich in einem Kriegsereignis und dessen 
unmittelbaren Folgen, die für beide Vertragsparteien zum Zeitpunkt des Vertragsabschlusses 
unabsehbar waren, liegen 
Entsprechend den Grundsätzen der Rechtsprechung kommt eine Anpassung bestehender Ver-
träge jedoch immer nur im Einzelfall in Betracht, wenn eine Störung der Geschäftsgrundlage im 
Sinne des § 313 BGB festgestellt werden kann und ein Festhalten des Unternehmens an dem 
ursprünglichen Vertrag absolut unzumutbar wäre.  
Es gibt keine feste Grenze, ab deren Überschreiten von einer Unzumutbarkeit für den Auftrag-
nehmer auszugehen ist; in der Rechtsprechung und Rechtsliteratur werden Spannen von 10 % 
bis zu 29 % angegeben. 
 
Bei Überlegungen für eine Anpassung des Vertrages ist, wie im Schreiben des Bundesministeri-
ums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen vom 25.03.2022 dargestellt, der Gesamtver-
tragswert zugrunde zu legen.  
Der öffentliche Auftraggeber ist nicht verpflichtet, die Mehrkosten vollständig zu übernehmen, 
sondern nur insoweit, wie es für eine Wiederherstellung einer ausgewogenen Verteilung der ver-
traglichen Risiken notwendig ist; insoweit bedarf die Übernahme eines Betrages von 50% oder 
mehr der Mehrkosten (berechnet ohne Zuschläge und Gewinn des Auftragnehmers) durch den 
öffentlichen Auftraggeber in jedem Fall einer dezidierten Begründung, Grundlage sind die reinen 
Materialpreise. 
 
Soll in einem begründeten Einzelfall im Wege einer Vertragsanpassung nunmehr nachträglich 
eine Stoffpreisgleitklausel vereinbart werden, kann dies nur erfolgen, wenn der betreffende Ver-
trag noch zu min. 50% unerfüllt ist und die Stoffpreisgleitklausel kann nur für die noch offenen 
Leistungsanteile vorgesehen werden. In diesen Fällen ist das in Ziffer IV. 5. des Schreibens des 
Bundesministeriums für Wohnen, Stadtentwicklung und Bauwesen vom 25.03.2022 beschrie-
bene Vorgehen einschlägig. 
 
b) Mögliche Verlängerung von Vertragsfristen gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1 Buchst. c VOB/B  
 
Eine Verlängerung von Vertragsfristen bei bestehenden Verträgen gemäß § 6 Abs. 2 Nr. 1 
Buchst. c VOB/B kann im Einzelfall in Betracht kommen, wenn der Unternehmer gegenüber  
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dem öffentlichen Auftraggeber nachweist, dass Lieferverzögerungen bei dem betreffenden Auf-
trag auf Fällen höherer Gewalt, bzw. auf unabwendbaren Ereignissen beruhen, wozu der Krieg 
in der Ukraine mit seinen unmittelbaren Folgen durchaus gehören kann, wenn sich diese konk-
ret auf die Lieferfristen auswirken. 
  
 
Allgemeine Hinweise zum Vorgehen:  
 
Nachweis durch den Bieter/Auftragnehmer 
 
Insoweit wird auf die Ausführungen in dem Schreiben des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen vom 25.03.2022 unter Ziffer IV.4 verwiesen; der öffentliche 
Auftraggeber muss sich davon überzeugen, dass die Forderung des Bieters/Auftraggebers plau-
sibel ist und dafür entsprechende aussagekräftige Darstellungen und Belege erhalten; er muss 
seine Entscheidung auf dieser Basis begründet dokumentieren.  
 
Vergaberechtliches Erfordernis bei einer Vertragsänderung 
 
Insoweit wird auf die Ausführungen in dem Schreiben des Bundesministeriums für Wohnen, 
Stadtentwicklung und Bauwesen vom 25.03.2022 unter Ziffer IV.6 verwiesen mit dem ausdrück-
lichen Hinweis, dass, sofern der dort beschriebene Fall des § 132 Abs. 2 Nr. 3 GWB aufgrund 
einer Änderung des Auftragswertes des ursprünglichen Vertrages um mehr als 50% nicht vorlie-
gen sollte, eine entsprechende Vertragsanpassung einer dezidierten einzelfallbezogenen Be-
gründung bedarf, weil die Regelvermutung des § 132 Abs. 1 GWB in diesen Fällen von dem Er-
fordernis einer neuen Ausschreibung der Leistung ausgeht. 
Die Fälle des § 132 Abs. 2 Nr. 3 GWB sind im Amtsblatt der EU zu veröffentlichen. 
 
Prüfungen und Entscheidungen des öffentlichen Auftraggebers 
 
Im Zuge der vorstehenden Prüfungen und Entscheidungen zu den in den Ziffern 1) bis 3) ge-
nannten Fällen hat der jeweilige öffentliche Auftraggeber stets die Verpflichtung, im konkreten 
Fall die verfügbaren Finanzmittel und den zur Verfügung stehenden Zeitrahmen des jeweiligen 
Auftrags, bzw. des dahinterstehenden Vorhabens zu berücksichtigen und mit den möglicher-
weise entsprechend diesem Rundschreiben zu treffenden Maßnahmen abzuwägen.  
Lassen diese Prüfungen und Abwägungen eine Entscheidung für Maßnahmen nach den Ziffern 
1) bis 3) nicht zu, kann der öffentliche Auftraggeber sich im konkreten Fall auch gegen die Vor-
nahme der vorstehenden Maßnahmen entscheiden.  
Eine solche Entscheidung ist stets begründet zu dokumentieren.  
 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
Im Auftrag  
 
Janine Lamot  
 
 
 
 
Anlage – Schreiben des BWSB vom 25.03.2022 zu Lieferengpässen und Preissteigerungen 
wichtiger Baumaterialien als Folge des Ukraine-Kriegs 


